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Grossbeggingen kommt
1831 f loss Blut, als der Kanton Schaffhausen «erfunden» wurde. Am 28. Feb-

ruar dieses Jahres wird entschieden, ob eine grosse Strukturreform eingeläutet 

werden soll, hoffentlich ohne Mord und Totschlag. Wie der Kanton in Zukunft 

aussehen wird, ist ungewiss. Die Regierung ist mutlos, die Parteien zaghaft. 

Gemeindefusionen könnten viele Probleme lösen. Die Frage ist, ob man das 

will. Gespart wird dabei auf jeden Fall nichts. Seiten 2 bis 7
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Gemeinden mit Borderline-Syndrom

Als die sieben Ostereier zerschlagen wurden und 
das Projekt «sh.auf» beerdigt war, konnten die 
Schaffhauserinnen und Schaffhauser wieder ru-
hig schlafen. Niemand würde ihnen ihre Identi-
tät als Stettemerinnen, Hallauer oder Beggin-
ger streitig machen. 

Und dennoch, wer in Altdorf oder Bibern be-
heimatet war, muss sich damit zufriedengeben, 
jetzt ein Thaynger zu sein. Im oberen Reiat und 
im unteren Klettgau sind weitere Fusionen ge-
plant, und nun bittet die Regierung die Stimm-
bevölkerung um ihre Meinung. Wie soll der Kan-
ton in Zukunft organisiert sein? Dürften es we-
niger Gemeinden sein – oder gar keine mehr? 

Der erneute Versuch, die Gemeinden und den 
Kanton zu reorganisieren, kommt nicht von un-
gefähr. Viele Kommunen haben ernsthafte Pro-
bleme. Sie haben Mühe, ihre politischen Ämter 
zu besetzen, benötigen immer mehr Zusammen-
arbeitsverträge – über 200 solche Vereinbarun-
gen bestehen bereits – und sind stark vom in-
terkantonalen Finanzausgleich abhängig. Das 
führt zur Scheinautonomie (siehe Seite 3), quasi 
das Borderline-Syndrom der Gemeinden, bei wel-
chem die Selbst- und die Fremdwahrnehmung 
absolut nicht mehr übereinstimmen. Diese Re-
alität zu ignorieren grenzt an Fahrlässigkeit. 

Man könnte nun sagen, die Gemeinden sollen 
selbst entscheiden, ob sie fusionieren wollen oder 
nicht, es bräuchte dazu keine Strukturreform. 
Wenn aber Gemeinden nicht einmal mehr in der 

Lage sind, ein gemeinsames Schulhaus zu bau-
en, obwohl es nötig ist, wäre etwas Druck viel-
leicht förderlich. Dass die Regierung zwei Mo-
delle – wenige leistungsfähige Gemeinden oder 
eine einzige Verwaltung unter kantonaler Lei-
tung – vorschlägt, ist gut gemeint, führt aber 
wahrscheinlich dazu, dass die ganze Übung ab-
gebrochen wird. 

Zu gross ist die Angst vor einem übermächti-
gen «Grossschaffhausen», vor Zwangsfusionen 
oder einfach nur vor verfrühten Entscheidun-
gen. Dass sowohl die Regierung wie auch der 
Kantonsrat darauf verzichtet haben, eine Ab-
stimmungsempfehlung abzugeben, macht die 
Situation nicht einfacher. Die Parteien sind auch 
keine Hilfe. Die SP hat die Stimmfreigabe be-
schlossen, weil, wie sie selbst in einer Mitteilung 
formuliert, «die Unsicherheit darüber, wie eine 
Zustimmung interpretiert und umgesetzt wer-
den könnte», zu gross sei. Die SVP beschwört die 
grosse Katastrophe herauf. Der Rest weiss noch 
nicht so recht.

Diese Mutlosigkeit hat in politischen Prozes-
sen nichts zu suchen und verunsichert die Be-
völkerung. Nun ist es an uns, abzuwägen und 
zu entscheiden. Das gestaltet sich aber schwie-
rig. Der Ansatz der Regierung wird auch in der 
 «az»-Redaktion kritisiert, was dazu führen wird, 
dass einige von uns beide Vorschläge ablehnen 
werden. Andere befürworten die Verringerung 
der Anzahl der Gemeinden (Modell A) und es 
gibt auch jene, die die Idee der Aufhebung der 
Gemeinden und die Neubildung einer kantona-
len Verwaltung (Modell B) prüfenswert finden. 

Wie der Kanton und seine Gemeinden in Zu-
kunft funktionieren werden, bleibt ungewiss. 
Dies, weil Regierung und Parlament die Dis-
kussion falsch aufgegleist haben und die Bereit-
schaft der Gemeinden, eine gemeinsame Lösung 
zu finden, offensichtlich nicht vorhanden ist. 

Romina Loliva über 
scheinautonome 
Gemeinden und die 
mutlose Regierung.
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Romina Loliva

az Reto Steiner, warum fusionieren 
die Gemeinden in der Schweiz?
Reto Steiner Es gibt verschiedene Be-
weggründe für eine Fusion. Wir kön-
nen zwischen reaktiven und proaktiven 
Gemeindefusionen unterscheiden. Re-
aktive Fusionen gehen von Problemen 
aus. Vielen Gemeinden fehlen beispiels-
weise Menschen, die bereit sind, sich in 
der kommunalen Politik zu engagieren. 
Zurzeit hat jede zweite Gemeinde in der 
Schweiz Schwierigkeiten, ihre Ämter zu 
besetzen. Dann gibt es Gemeinden, die 
finanzielle Probleme haben – momen-
tan etwa ein Drittel – und nicht in der 
Lage sind, ihre Leistungen zu erbringen. 
Sie sind oft stark auf den kantonalen Fi-

nanzausgleich angewiesen. Proaktive Fu-
sionen zielen auf die Weiterentwicklung 
der Gemeinden: zum Beispiel, indem sich 
Kommunen aus raumplanerischen Grün-
den zusammenschliessen oder für den 
Ausbau der staatlichen Leistungen wie 
etwa im Bereich der familienexternen 
Kinderbetreuung. In Fall der reaktiven 
Fusionen geht es um die Lösung von Pro-
blemen, bei proaktiven um neue Chan-
cen. In beiden Fällen stärken Fusionen 
die Gemeinden.

Viele Gemeinden des Kantons Schaff-
hausen haben Probleme. Könnten 
diese nicht auch ohne Fusionen ge-
löst werden?
Die Schweizer Gemeinden sind im Schnitt 
sehr klein. Momentan zählt die Schweiz 

«Jede zweite Gemeinde in der Schweiz hat Schwierigkeiten, ihre Ämter zu besetzen.» Fotos: Peter Leutert

Gemeinden fusionieren, um weiter zu existieren: Der Experte Reto Steiner im Gespräch

«Es ist ein Nullsummenspiel»
Reto Steiner
Reto Steiner ist seit 2002 Dozent 
für Betriebsökonomie und Mit-
glied der Geschäftsleitung des 
 Kompetenzzentrums für Public Ma-
nagement der Universität Bern. 

Er befasst sich mit der Organisa-
tion des öffentlichen Sektors und 
mit dem strukturellen Wandel der 
schweizerischen und internationa-
len Verwaltungsebenen. Er ist regel-
mässig als Berater von öffentlichen 
Institutionen tätig – vom Bund bis 
zu den Gemeinden – und war mehre-
re Jahre im Stadtrat von Langenthal 
(Bern) politisch aktiv. (rl.)  
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 2'294 Gemeinden, jede zweite hat un-
ter 1'300 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner. Wir haben es also mit kleinsten Ver-
waltungseinheiten zu tun, die nicht im-
mer in der Lage sind, die von der Bevöl-
kerung gewünschten öffentlichen Aufga-
ben zu bewältigen. Die Gemeinden sind 
deshalb auf Partner angewiesen. Infra-
strukturintensive Aufgaben wie Schulen, 
Wasserversorgung und Abfallentsorgung 
sind typische Bereiche, in welchen die Ge-
meinden seit Jahrzehnten eine enge Zu-
sammenarbeit pflegen. Dies führt dazu, 
dass die Mitbestimmungsmöglichkeit für 
die Einwohner sinkt, weil die Ausgaben 
der Gemeinden gebunden sind und we-
nig Handlungsspielraum besteht. Gleich-
zeitig werden zur Qualitätssicherung im-
mer mehr Aufgaben von den Gemeinden 
zum Kanton verlagert. Das nennt sich 
Scheinautonomie – eine Entwicklung, 
welche ich als gefährlich erachte, weil 
die lokale Ebene in ihrer Substanz ausge-
höhlt wird. Fusionen können dem entge-
genwirken.

Braucht es die Gemeinde als Staats-
ebene überhaupt noch?
Auf jeden Fall. Die Gemeindeebene ist 

sehr wichtig, weil sie öffentliche Leistun-
gen nahe bei der Bevölkerung erbringen 
kann. Dies ist in der Regel kostengünstiger 
und bedürfnisgerechter. Das sogenann-
te Subsidiaritätsprinzip gilt weltweit als 
Leitmaxime guten staatlichen Handelns. 
Dieses sagt, dass übergeordnete grössere 
Staatseinheiten wie die Kantone oder der 
Bund nur dann einspringen sollen, wenn 
die unterste Staatsebene dazu nicht in der 
Lage ist. Gemeindefusionen ermöglichen 
die Umsetzung des 
Subsidiaritätsprin-
zips, weil die Leis-
tungsfähigkeit er-
höht wird, ohne die 
Mitbestimmung zu 
beschneiden.

Der Kanton Schaffhausen hat rund 
80'000 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner. So viel wie eine grössere Stadt in 
der Schweiz. Wie gross darf eine Ge-
meinde werden?
Sie sollte mindestens so gross sein, dass 
sie ihre Aufgaben effizient erfüllen kann. 
Das heisst, dass eine Gemeinde Leistun-
gen zu verhältnismässigen Kosten erstel-
len soll. Ab welcher Grösse das möglich 
ist, lasse ich bewusst offen, weil die Be-

dürfnisse und lokalen Gegebenheiten 
sehr unterschiedlich sind. Kommunen 
mit weniger als 3'000 Einwohnern sind 
sicherlich kritisch zu hinterfragen, denn 
die Kosten pro Einwohner sind in solchen 
Gemeinden zu hoch. Auf der anderen Sei-
te gilt: je grösser und vielfältiger das Ge-
biet, desto teurer der Koordinations- und 
Managementaufwand und die Gefahr, an 
der Bevölkerung vorbeizupolitisieren. Es 
gilt deshalb ein Optimum zu suchen.

Fusionen führen 
also nicht zu Ein-
sparungen?
Die Qualität der 
Leistungen verbes-

sert sich, das lässt sich anhand unserer 
Evaluationen feststellen. Der Grad an 
Professionalisierung in der Verwaltung 
und die Attraktivität der Gemeinde stei-
gen, das Gewicht gegenüber dem Kan-
ton verändert sich. Die finanziellen Aus-
wirkungen fallen unterschiedlich aus. Es 
gibt Gemeinden, die durch eine Fusion 
Geld sparen konnten, aber in der Regel 
ist es ein Nullsummenspiel. Um die Zu-
stimmung der Bevölkerung zu erhalten, 
legt man den Steuerfuss eher auf das Ni-
veau der steuergünstigsten Gemeinden, 

Verwaltung studieren? Das geht an der Universität Bern, bei Reto Steiner. 

Strukturreform
Die Schaffhauser Stimmbevölke-
rung entscheidet am 28. Februar, ob 
die Strukturen des Kantons refor-
miert werden sollen. 

Die Regierung schlägt zwei Varian-
ten vor: Modell A «wenige leistungs-
fähige Gemeinden – angepasste kan-
tonale Verwaltung» und Modell B 
«Aufhebung der Gemeinden – eine 
kantonale Verwaltung». 

Bei Modell A geht es um die Reor-
ganisation der Gemeinden nach ih-
rer Leistungsfähigkeit. Das Ziel wäre 
die Verringerung der Anzahl der Ge-
meinden und die Anpassung der 
kantonalen Strukturen. Gemeinden 
mit weniger als 3'000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern würden fusio-
niert werden.

Bei Modell B würden alle kommu-
nalen Verwaltungen aufgehoben 
werden. Die Aufgaben der Gemein-
den würden demnach von einer kan-
tonalen Verwaltung wahrgenom-
men werden. In dieser Form ein No-
vum in der Schweiz. (rl.) 

«Fusionen sind kein 
Sparprogramm»
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die Leistungen werden gleichzeitig aus-
gebaut. Hinzu kommt, dass kaum Kün-
digungen ausgesprochen werden. Auch 
bürgerliche Parteien tun sich schwer, 
Personal auf der Gemeindeebene zu ent-
lassen. Da kennen sich alle persönlich. 
70 Prozent der Ausgaben sind Personal-
kosten, die erhalten bleiben. Unter dem 
Strich kann nicht viel gespart werden.

Was passiert mit dem Steuerwettbe-
werb?
Die Bevölkerung ist bereit, Steuern zu 
zahlen, wenn sie die damit verknüpften 
Leistungen erhält und diese auch für qua-
litativ hochstehend erachtet. Steuerwett-
bewerb führt dazu, dass sich die Gemein-
den stets fragen müssen, welche Leistun-
gen sie zu welchem Preis anbieten wol-
len und können. Bei einer Aufhebung der 
Gemeindeebene würde der Wettbewerb 
wegfallen. Ob dann das Verhältnis zwi-
schen Leistung und Kosten bei den Ent-
scheidungsträgern immer bewusst ist, ist 
fraglich.

Nimmt die Beteiligung bei Gemeinde-
versammlungen oder Abstimmungen 
nach Fusionen eher zu oder ab?

Wir stellen nach den Fusionen eine 
leichte Abnahme der Partizipation fest. 
Spannend ist jedoch, dass sich die Zu-
sammensetzung ändert. Ältere Einwoh-
nerinnen und Einwohner, die sich stark 
mit den früheren Gemeinden identifi-
zieren, haben mehr Mühe und reden we-
niger oft mit, Zugezogene und jüngere 
Leute haben mehr 
Interesse, weil 
sie über den ver-
änderten Lebens-
raum mitentschei-
den wollen.

Müssten folglich 
bei einer Fusion Anpassungen am de-
mokratischen System vorgenommen 
werden?
Bis zu einer Grösse von 5'000 Einwoh-
nern ist die Gemeindeversammlung ein 
mögliches Instrument, das nicht zu Defi-
ziten führt. In grösseren Gemeinden soll-
te man ein Parlament prüfen, ab 10'000 
Einwohnern ist meines Erachtens ein 
Parlament zwingend. Wenn nur ein bis 
zwei Prozent der Stimmbevölkerung am 
demokratischen Prozess teilnehmen, ist 
das rechtlich zwar korrekt, aber demo-

kratisch fragwürdig. Ein Parlament kann 
eher der Regierung auf die Finger schau-
en, das fördert die Transparenz.

Die Regierung des Kantons Schaffhau-
sen schlägt gegenwärtig das Modell ei-
ner einzigen kantonalen Verwaltung 
vor. So würde Schaffhausen ein Stadt-

kanton. Was hal-
ten Sie davon?
In der Schweiz wäre 
es ein Novum, euro-
päisch ein Sonder-
fall. Lediglich der 
Kanton Basel-Stadt 
hat eine vergleich-

bare Struktur: Die Stadt Basel ist gleichzei-
tig auch Kanton. Es gibt nur noch die bei-
den Gemeinden Bettingen und Riehen. Ba-
sel-Stadt ist jedoch homogener, als es ein 
Stadtkanton Schaffhausen wäre, weil das 
Gebiet als Stadt historisch gewachsen ist. 
Die Variante wäre durchaus umsetzbar 
und in der Grösse von Schaffhausen gut 
zu steuern, allerdings eine besondere He-
rausforderung. Die Bedürfnisse der Bevöl-
kerung sind unterschiedlich und die Kom-
plexität einer solchen Struktur ist hoch. 
Aber machbar wäre es.

Könnte Schaffhausen sich in die Ge-
meinden Stadt und Land aufteilen?
Die Aufteilung in Stadt und Land könn-
te problematisch werden. In der Schweiz 
kennen wir die Situation beider Basel. Ba-
sel-Stadt ist wirtschaftlich stark, hat eine 
Universität, ein grosses Kulturangebot. 
Basel-Landschaft profitiert durch viele 
Staatsverträge von den Leistungen der 
Stadt. Daraus ergibt sich ein Trittbrett-
fahrer-Effekt. Basel-Landschaft kann sich 
aus der finanziellen Verantwortung zie-
hen und darauf spekulieren, dass Basel-
Stadt die Leistungen trotzdem aufrecht-
erhält. Das ist unfair und führt zu klassi-
schen Stadt-Land-Konflikten.

Sehen Sie im Kanton Schaffhausen 
überhaupt Reformbedarf?
Eine Reduktion der Anzahl der Ge-
meinden auf 5 bis 10 wäre für den Kan-
ton Schaffhausen wünschenswert. Die 
Scheinautonomie der Kleinstgemeinden 
kann damit beseitigt werden und die Ge-
meinden würden eine Grösse erreichen, 
die wieder eine sinnvolle Selbstverwal-
tung ermöglicht. Wer Ja zu Gemeinde-
fusionen sagt, sagt Ja zur Gemeinde. Das 
kann ich nur empfehlen. Ein Sparpro-
gramm ist es aber nicht.«Scheinautonomie ist gefährlich. Fusionen können dem entgegenwirken.» 

«Eine Reduktion der 
Gemeinden wäre 
 wünschenswert»
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Bernhard Ott

Die heutige Organisation von Kanton und 
Gemeinden geht unter anderem auf ein 
blutiges Ereignis zurück. Wie in ande-
ren Kantonen hatten sich auch in Schaff-
hausen die Landgemeinden in den Jahren 
1830 und 1831 gegen die Vorherrschaft 
der Stadt erhoben und gewaltsam mehr 
Mitsprache verlangt. Im Gegensatz zu Ba-
sel konnte bei uns die Trennung in zwei 
Kantone verhindert werden. 

Während die gewaltsamen Zusammen-
stösse in Basel den Konflikt noch vertief-
ten, führte in Schaffhausen ein bewaff-
neter Zug von Klettgauer Demonstranten 
zu einer heilsamen Ernüchterung. Was 
war geschehen? Am 16. Mai 1831, drei 
Tage vor der Abstimmung über eine neue 
Kantonsverfassung, die im Rahmen eines 
Kompromisses den Landgemeinden eine 
grösseres Gewicht einräumen wollte, rot-

tete sich ein bewaffneter Haufen von 
mehreren hundert Klettgauern zusam-
men und zog Richtung Stadt. 

Die Scharfmacher stammten aus Hal-
lau und Schleitheim. Sie waren mit dem 
Kompromiss nicht zufrieden, den ein spe-
zieller Verfassungsrat ausgearbeitet hat-
te. Er gewährte den Landgemeinden 48 
Sitze im Kantonsrat, der bisher dominie-
renden Stadt nur noch 36 Sitze.  Für die 
Extremisten auf dem Land war die Stadt 
trotzdem  immer noch zu einflussreich. 
Sie behaupteten, die Verfassungsräte aus 
den Landgemeinden seien von der Stadt 
bestochen worden. 

Am 16. Mai 1831 machten sie Jagd auf 
die Verfassungsräte ihrer Gemeinden 
und führten sie als Gefangene in ihrem 
Marsch nach Schaffhausen mit. Als die 
bewaffneten Klettgauer am Abend vor 
der damals noch ummauerten Stadt ein-
trafen, waren die Tore geschlossen. Es ge-

lang den Aufrührern zwar, einen Torflü-
gel des Mühlentors auszuhängen, aber 
als sie in die Stadt eindringen wollten, 
wurden sie von Gewehrkugeln empfan-
gen. Der Hallauer Schuster Martin Votsch 
brach tot zusammen, zwei weitere Land-
vertreter wurden schwer verletzt.

Dieser Blutzoll brachte die Klettgauer 
zur Besinnung. Sie zogen sich zurück, so 
dass zwei um Vermittlung gebetene eid-
genössische Politiker in Aktion treten 
und die streitenden Parteien zur Nieder-
legung der Waffen überreden konnten. 
Dank ihrer Intervention wurde die Ver-
fassung noch einmal angepasst und die 
Stellung der Landschaft weiter gestärkt.

Trennung von Stadt und Kanton
Eine der wichtigsten Konsequenzen der 
neuen Regelung war die Trennung von 
Kanton und Stadt Schaffhausen. Nach-
dem die Stadt jahrhundertlang den Kan-
ton dominiert hatte, wurde sie 1831 zu 
einer eigenen Gemeinde, sie stand fortan 
rechtlich auf derselben Stufe wie alle an-
deren Gemeinden, während gleichzeitig 
der Kanton als übergeordnete Ebene da-
mals erst richtig «erfunden» wurde, wie 
es der Historiker Eduard Joos formuliert.

Seit diesem Zeitpunkt gibt es zwei voll 
ausgebildete Verwaltungen, eine für den 
Kanton, die andere für die Stadt. Zuvor 
war allerdings eine minutiöse Ausschei-
dung von Kantons- und Stadtgut nötig, 
Während den Verhandlungen gerieten 
sich Stadt- und Landvertreter erneut in 
die Haare, ein Konflikt, der ein weiteres 
Mal durch ein eidgenössisches Schiedsge-
richt beigelegt werden musste.

Sichtbarster Ausdruck der veränderten 
Machtverhältnisse war der Übergang des 
alten Rathauses an der Vordergasse in 
den Besitz des Kantons. Die Stadt musste 
sich folglich für ihre Gremien einen neu-
en Amtssitz suchen. Das erste Stadthaus 
war das Haus «zum Luchs» am Herre-
nacker, seit 1839 residiert der Stadtrat im 
heutigen Stadthaus an der Ecke Krumm-
gasse/Stadthausgasse.

Als der Kanton Schaffhausen «erfunden» wurde

Ein Aufstand und seine Folgen
Zum ersten Mal seit 1831 hat das Schaffhauser Stimmvolk Ende Februar die Gelegenheit, über die 

künftige Gestaltung unseres Kantons zu entscheiden. Diesmal friedlich an der Urne und nicht wie 1831 

mit einem bewaffneten Zug der Landgemeinden in die Stadt.

Bei der Ausscheidung von Kantons- und Stadtgut verlor die Stadt ihren bisherigen 
Amtssitz, das Rathaus an der Vordergasse.  Foto: Peter Leutert


